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Deutsche Woffen sollen es schqtfen
Außenpolitische Optionen des deufs chen
lmperiqlismus
IGmbodsch4 Jugoslawien, Somalia - der deutsche Im-
perialismus schiebt sich langsam aber sicher nachvor-
ne, um auch militärisch "weltpolitische Verantwor-
tung" zu übernehmen. "Mit der Rückgewinnung der
staatlichen Einheit haben wir den Hauptgewinn aus
dem Ende des Ost-West-Konflikts gezogen", schreibt
Außenminister Kinkel programmatisch (St 19.03.93).

"Wir sind au$rund unserer Mittellage, unserer Größe
und unserer traditionellen Beziehungen zu Mittel-
und Osteuropa auch dazu prädestiniert, den Haupt-
vorteil aus der Rückkehr dieser Staaten nach Europa
zu ziehenn (eberuta).

Aber sachte, behutsam wollen die deubchen Imperia-
listen dabei vorgehen. Wie formulierte die SZ doch so
treffend deren L,ehre aus der deutschen Geschichte:
"Die I-ektion lautet nicht'Nie wieder IGieg', sondern
'Nie wieder den falschen Krieg'n (SZ, 27.04.93). A"k"-
politixhhatdas deutsche lGpital höllische Angst, nach
zwei verlorenen Weltkriegen sich noch einmal zu iso-
lieren. lnnenpoliti*h muß erst noch die Bevölkerung
auf Linie gebracht werden.

Kinkel setzt den Schwerpunkt seiner Außenpolitik
auf die "kategorische" Herstellung einer nfreien, bür-
gernahen und weltoffenen Europäischen Union".
Aber die "Freundschaftsbrücke über den Atlantik" will
dieser "ehrliche Patriot" (Kinkel) noch nicht abbrechen
und der nAusbau uluiener wirtschaftlichen und kultu-
rellen Präsenz in den asiatischen Hochtechnologie-
und Wachstumsstaaten" (fapan / pazifisches Becken)
ist für ihn "neue Priorität". Kinkel betont die institutio-
nell-übergreiftnde Bedeutung von UNO und KSZE;
an der U$dominierten NATO hält er fest, während er
die deutschdominierte WEU als deren Ergänzung
herunterspielt. Statt direkter Konfiontation bemühen
sich die Deutschen, (noch) in Absprache mit den USA
und f apan, ihre eigene Stellung auszubauen" während
sie die mißtrauischen Europäer (v.a. Frankreich und
Britannien) immer mehr an die lGndarre zu nehmen
trachten. Dazu braucht die Regierung Freiraum ftir fle-
xibles militärisches Handeln auch außerhalb des
UNO-Rahmens; die lästige Einschränkung des
Grundgesetzes muß fallen.

Nachdem die SPD mit ihrem "Blauhelm-Beschluß"

schon seit längerem prinzipiell ihre Zustimmung zu
Einsätzen der Bundeswehr signalisiert hatte, war
kürzlich die erste (kleinere) innenpolitische Hürde
schnell genommen. Klassisch die einstweilige Ableh-
nung des (scheinheiligen) FDP-Antrages durch das
Bundesverfassungsgericht, Bundeswehrsoldaten
nidtt in AwAcs-Flugzeugen über Jugoslawien
Kriegseinsätze fliegen zu lassen. Laut BVG sei der
"bündnispolitische Schadenn eines Nicht-Einsatzes
höher zu bewerten als der (mogliche) Verfassungs-
bruch. Die lGpitalistenklasse und ihrc Repräsentan-
ten halten sich eben nur solange an ihre eigenen Ge-
setze und die bürgerliche Verfassung, solange diese
ihrer aktuellen Interessenslage entspricht. Kinkel, sei-
ne FDP und damit die Regierung waren gerettet die

SPD-"Oppositionn sah von einer Klage gegen den
sofort nachgeschobenen Bundeswehreinsatz in
Somalia ab.

Wie wichtig insbesondere der Generalität dieser
Einsatz von bewaffneten 1600 Soldaten in Afrika ist,
zeigt deren Gefeilsche mit der UNO:

'Die Hardthöhe habe auf Arbeitsebene deutlich ge-
macht, entweder beteilige sich die Bundeswehr mög-
lichst umfangreich urrl öffentlichkeitswirksam, oder
sie halte sich völlig zurück. Angeshebt werde eine
große'logistisclre Lcioung'", berichtet die SZ (21.U93).

Und wie vorsichtig die Herrschenden momentan da-
rauf bedacht sind - in Somalia oder bei den Kriegs-
schiff- und AWACSEinsätzen in Jugoslawien -, daß
keine Bundeswehreinheit in eine bewaffnete Konfron-
tation gerätl letzt soll kein ndeutsches Blut" fließen;
jetzt soll sich die Bevölkerung erst einmal an die "hu-

manitären Einsätze" der deubchen Militaristen ge-
wöhnen. Die chauvinistische Forderung nach "Rache"

und "Vergeltungn kommt erst später.
Der deutsche Imperialismus geht in die Offensive.

Aber er muß taktiererl weil er sich noch nicht der
Loyalität der Bevölkerung gegenüber Bundeswehr
und Außenpolitik (inklusive militärischer Abenteuer)
sicher ist. Der jetzt notwendige Widerstand - von
Protest-Aktionen bis hin zu antimilitaristischen
Streilc -, träfe die "ehrlichen Patrioten" von der CDU
bis hin zur SPD-Führung an einem neuralgischen
Punkt r
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